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ZUSAMMENFASSUNG 
Gewalt gegen Frauen stellt eine Verletzung der Menschenrechte und eine Form der Diskriminierung 
aufgrund des Geschlechts dar. Sie wurzelt in Ungleichheiten zwischen Frauen und Männern und 
nimmt vielerlei Formen an. Die Schätzungen zum Ausmaß des Problems sind alarmierend. Diese 
Gewalt hat erhebliche Auswirkungen auf die Opfer und ist mit hohen gesellschaftlichen Kosten 
verbunden. 
Die von den Vereinten Nationen und dem Europarat eingeführten Instrumente, einschließlich der 
Istanbul-Konvention des Letzteren, der die EU beizutreten beabsichtigt, sind bedeutende 
Bezugspunkte bei den Bemühungen, die Gewalt gegen Frauen zu bekämpfen. 
Die EU bekämpft dieses Problem auf vielfältige Weise, verfügt jedoch über kein verbindliches 
Instrument, das eigens zum Schutz von Frauen gegen Gewalt konzipiert wurde. 
Obwohl es Gemeinsamkeiten zwischen den nationalen Strategien zur Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen gibt, haben die Mitgliedstaaten unterschiedliche Herangehensweisen an das 
Problem gewählt. 
Die Bemühungen des Europäischen Parlaments konzentrieren sich darauf, die EU-Politik in diesem 
Bereich zu stärken. Das Europäische Parlament hat mehrfach eine Strategie der Europäischen Union 
zur Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen gefordert, einschließlich eines rechtsverbindlichen 
Instruments. 
Die Interessengruppen haben eine Reihe von Bedenken geäußert, auch hinsichtlich der 
Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie und dem damit verbundenen Erfordernis, die 
Unterstützung von Opfern auszuweiten und anzupassen. Sie haben hervorgehoben, dass es eines 
umfassenden politischen Rahmens der EU zur Beseitigung der Gewalt gegen Frauen bedarf. Sie 
haben auch eigene neue Initiativen ins Leben gerufen. 
Dies ist eine weitere Aktualisierung eines früheren Briefings von Anna Dimitrova-Stull vom Februar 2014. 
Die jüngste frühere Fassung stammt vom November 2019. 

In diesem Briefing: 
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 Internationaler Kontext 
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 Mitgliedstaaten 
 Europäisches Parlament 
 Standpunkte der Interessenträger 

 

http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=LDM_BRI%282014%29130528
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2019/644190/EPRS_BRI(2019)644190_DE.pdf
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Glossar 
Gewalt gegen Frauen: „alle Handlungen geschlechtsspezifischer Gewalt, die zu körperlichen, 
sexuellen, psychischen oder wirtschaftlichen Schäden oder Leiden bei Frauen führen oder führen 
können, einschließlich der Androhung solcher Handlungen, der Nötigung oder der willkürlichen 
Freiheitsentziehung, sei es im öffentlichen oder privaten Leben“. 

Geschlechtsspezifische Gewalt gegen Frauen: jegliche „Gewalt, die gegen eine Frau gerichtet ist, 
weil sie eine Frau ist, oder die Frauen unverhältnismäßig stark betrifft“. 

Häusliche Gewalt: „alle Handlungen körperlicher, sexueller, psychischer oder wirtschaftlicher Gewalt, 
die innerhalb der Familie oder des Haushalts oder zwischen früheren oder derzeitigen Eheleuten oder 
Partnerinnen beziehungsweise Partnern vorkommen, unabhängig davon, ob der Täter 
beziehungsweise die Täterin denselben Wohnsitz wie das Opfer hat oder hatte“. 

Quelle: Übereinkommen zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt, Europarat, 2011. 

Der Sachverhalt 
Gewalt gegen Frauen stellt sowohl eine Menschenrechtsverletzung als auch eine Form der 
Diskriminierung aufgrund der Geschlechtszugehörigkeit dar. Sie ist ein bedeutendes Hemmnis für 
die Gleichstellung der Geschlechter. Obwohl diesem Problem gesteigerte Aufmerksamkeit 
entgegengebracht wird, sind nach wie vor alle Ebenen der Gesellschaft und alle Mitgliedstaaten der 
EU davon betroffen. 

Ursprünge und Ausprägungen 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen geht auf die Ungleichheit zwischen Frauen und Männern 
innerhalb der Gesellschaft zurück. Um sie zu rechtfertigen, werden mitunter traditionelle und 
religiöse Werte ins Feld geführt. Bestimmte Faktoren erhöhen die Verletzlichkeit von Frauen, etwa 
ihre wirtschaftliche Abhängigkeit.1 

Gewalt nimmt vielfältige Formen an. Hierzu gehören psychische Gewalt, Belästigung, physische 
Gewalt, sexuelle Gewalt, weibliche Genitalverstümmelung, Zwangsheirat, Zwangsabtreibung und 
Zwangssterilisation, sexuelle Belästigung und Ehrenmorde. Bei bestimmten Gruppen, so zum 
Beispiel bei Migrantinnen, Frauen mit Behinderungen, LGBTI-Frauen oder Frauen, die in 
Einrichtungen leben, ist die Wahrscheinlichkeit, Gewalt und sich überschneidende Formen der 
Gewalt zu erleiden, höher.2 

Ausmaß des Problems nicht bekannt 
Die umfassendste Erhebung zu Gewalt gegen Frauen auf EU-Ebene wurde 2014 von der Agentur 
der Europäischen Union für Grundrechte (FRA) veröffentlicht. Sie basiert auf Befragungen von 
42 000 Frauen in allen 28 EU-Mitgliedstaaten über ihre Erfahrungen mit körperlicher und sexueller 
Gewalt, sexueller Belästigung und Stalking seit ihrem 15. Lebensjahr und im vergangenen Jahr3. Die 
Ergebnisse vermitteln ein klares Bild von Art und Ausmaß der Gewalt gegen Frauen in der gesamten 
EU. Aus den erhobenen Daten geht hervor, dass jede dritte Frau nach ihrem 15. Lebensjahr in 
irgendeiner Form Opfer von physischer und/oder sexueller Gewalt wurde. Jede zehnte Frau hat seit 
ihrem 15. Lebensjahr sexuelle Gewalt erlitten und jede zwanzigste wurde vergewaltigt. Etwas mehr 
als eine von fünf Frauen hat körperliche und/oder sexuelle Gewalt von einem gegenwärtigen oder 
früheren Partner erfahren und 43 % der Frauen haben innerhalb einer Beziehung irgendeine Form 
von psychisch missbräuchlichem und/oder kontrollierendem Verhalten erlitten. 

Am äußersten Ende des Spektrums zeigen Eurostat-Daten zur Anzahl der gemeldeten Fälle von 
vorsätzlichem Mord, Vergewaltigung und sexuellen Übergriffen, dass in vielen Mitgliedstaaten4 
mehr als die Hälfte aller weiblichen Mordopfer von einem Partner, Verwandten oder 
Familienmitglied getötet werden. Laut einer wissenschaftlichen Studie gibt es in der EU jedes Jahr 

https://www.coe.int/de/web/conventions/full-list/-/conventions/rms/090000168008482e
https://www.coe.int/de/web/conventions/full-list/-/conventions/rms/090000168008482e
https://www.coe.int/en/web/gender-matters/what-causes-gender-based-violence
https://gcm.unu.edu/publications/articles/ending-violence-against-migrant-women.html
https://www.vawgresourceguide.org/sites/vawg/files/briefs/vawg_resource_disability_formatted_v6.pdf
https://fra.europa.eu/de/news/2020/umfrage-unter-lgbti-personen-europa-dominiert-die-hoffnung-oder-die-angst
https://www.inclusion-europe.eu/life-after-violence/
https://www2.unwomen.org/-/media/field%20office%20eca/attachments/publications/2019/10/the%20value%20of%20intersectionality%20in%20understanding%20violence%20against%20women%20and%20girls.pdf?la=en&vs=3339
https://fra.europa.eu/en/publication/2014/violence-against-women-eu-wide-survey-main-results-report
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/crime/data/database
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rund 3 500 Todesfälle im Zusammenhang mit häuslicher Gewalt. Es gibt, mit anderen Worten, jeden 
Tag neun Todesopfer, von denen nicht weniger als sieben Frauen sind.5 

Auf nationaler und europäischer Ebene 
mangelt es nach wie vor an verlässlichen 
und vergleichbaren Daten zur Gewalt 
gegen Frauen. Die Daten der FRA-
Erhebung bieten zwar einen ersten 
vergleichenden Überblick über die 
Gewalterfahrungen von Frauen in der EU, 
doch können sie aufgrund der begrenzten 
Stichprobe keinen Einblick in die 
Erfahrungen von Frauen geben, die 
Formen von Gewalt erlitten haben, die 
seltener sind oder denen bestimmte 
Bevölkerungsgruppen zum Opfer fallen, 
wie beispielsweise weibliche 
Genitalverstümmelung6 und 
Ehrenverbrechen. Diese können nur durch 
hochentwickelte Erhebungen zur 
Kriminalität erfasst werden, die bisher nur 
in wenigen Mitgliedstaaten wie dem Vereinigten Königreich und Italien durchgeführt wurden.7 Das 
Fehlen einer gemeinsamen Definition von Gewalt gegen Frauen auf europäischer Ebene und 
unterschiedliche Methoden der Datensammlung auf nationaler Ebene stellen ein zusätzliches 
Hindernis bei der Erhebung vergleichbarer Daten dar.8  

Wesentlich für alle Arten der Gewalt ist, so eines der wichtigsten Ergebnisse der FRA-Erhebung, dass 
die meisten Frauen das ihnen Widerfahrene nicht den Behörden melden. Die schwerwiegendsten 
gewalttätigen Übergriffe innerhalb der Partnerschaft wurden in nur 14 % der Fälle von den Opfern 
bei der Polizei gemeldet und die schwerwiegendsten gewalttätigen Übergriffe durch Nicht-Partner 
in nur 13 % der Fälle. Zusammen mit Angst und Scham oder mangelndem Vertrauen in die 
Behörden kann die öffentliche Einstellung gegenüber der Gewalt gegen Frauen, wozu auch die 
Täter-Opfer-Umkehr gehört, die Frauen davon abhalten, einen Übergriff zu melden. Eine Eurostat-
Erhebung von 2016 ergab, dass mehr als ein Fünftel (22 %) der Befragten der Meinung war, dass 
Frauen Missbrauchs- oder Vergewaltigungsvorwürfe oftmals erfinden oder übertreiben, und dass 
27 % der Befragten die Auffassung vertraten, dass Geschlechtsverkehr ohne Einwilligung in 
bestimmten Situationen gerechtfertigt sein kann. Das bedeutet, dass das volle Ausmaß der Gewalt 
gegen Frauen von den offiziellen Daten nicht wiedergegeben wird. 

Auswirkungen 
Gewalt hat schwerwiegende unmittelbare Auswirkungen sowie Langzeitauswirkungen auf die 
körperliche und geistige Gesundheit der betroffenen Frauen. Sie kann außerdem bei Kindern, die 
Zeugen dieser Gewalt werden, nachteilige Folgen nach sich ziehen. Die Erhebung der Agentur der 
Europäischen Union für Grundrechte hat aufgezeigt, dass die emotionale Reaktion der Opfer auf die 
Viktimisierung Angst, Wut und Scham war. Sie litten unter einem Verlust an Selbstvertrauen und 
fühlten sich verwundbar und ängstlich. Rund die Hälfte der Opfer erlitt Verletzungen, einige von 
ihnen auch mehrfache Verletzungen. Beispielsweise erlitten 17 % der Opfer sexueller Gewalt durch 
einen Partner infolge des schwerwiegendsten Übergriffs zwei bis drei verschiedene Arten von 
Körperverletzungen. 

Neben dem menschlichen Leid und ihrer Auswirkung auf die Gesundheit stellt die Gewalt gegen 
Frauen für die Gesellschaft als Ganzes eine große wirtschaftliche Belastung dar im Hinblick auf 
medizinische Versorgung, Kosten durch Interventionen der Polizei und Justiz, durch 
Produktivitätsverlust und im Hinblick auf Sozialkosten. Nach einer vom Wissenschaftlichen Dienst 

Prävalenz von Gewalt gegen Frauen 

 
Quelle: Europäisches Institut für Gleichstellungsfragen. 

https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/gender-equality/gender-based-violence/ending-gender-based-violence_de#collecting-reliable-data-on-gender-based-violence
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282017%29595916
https://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282017%29595916
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2015/573877/EPRS_BRI(2015)573877_EN.pdf
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/gender-equality/gender-based-violence/ending-gender-based-violence_de
http://www.who.int/bulletin/volumes/92/5/13-131391/en/
http://ec.europa.eu/commfrontoffice/publicopinion/index.cfm/Survey/getSurveyDetail/instruments/SPECIAL/yearFrom/1974/yearTo/2016/surveyKy/2115
http://ec.europa.eu/commfrontoffice/publicopinion/index.cfm/Survey/getSurveyDetail/instruments/SPECIAL/yearFrom/1974/yearTo/2016/surveyKy/2115
http://eige.europa.eu/gender-based-violence/data-collection
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des Europäischen Parlaments durchgeführten Studie beliefen sich die jährlichen Gesamtkosten der 
Gewalt gegen Frauen in der EU im Jahr 2011 auf mehr als 228 Mrd. EUR.9 2018 wurden in einer 
weiteren Bewertung des EPRS die Auswirkungen auf den Einzelnen, die Gesellschaften und die 
Verluste beim BIP beziffert.10 

Probleme im Brennpunkt: Covid-19 und häusliche Gewalt 
Die letzten Krisen und Epidemien, einschließlich der Ausbrüche von SARS und der Schweinegrippe, 
gingen immer mit einem Anstieg der Gewalt gegen Frauen und Kinder einher. Es gibt viele Gründe 
dafür, weshalb insbesondere Quarantänemaßnahmen mit einem erhöhten Risiko von häuslicher 
Gewalt und Missbrauch einhergehen. Im März 2020, als die Regierungen weltweit begannen, 
verpflichtende Lockdowns für ihre Bevölkerungen zu verhängen, um die Ausbreitung des COVID-
19-Virus einzudämmen, warnten die Vereinten Nationen davor, dass die Pandemie zu einem Anstieg 
der häuslichen Gewalt und zu einer Verringerung der Kapazitäten der entsprechenden Dienste, sich 
um die Fälle zu kümmern und die Opfer zu unterstützen, führen könnte. In Europa warnten 
zahlreiche Akteure vor der Gefahr, darunter die Europäische Frauenlobby, die Generalsekretärin und 
die Expertengruppe für die Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt des 
Europarates, die EU-Kommissarin für Gleichstellungsfragen, das Europäische Institut für 
Gleichstellungsfragen (EIGE) sowie der Ausschuss für die Rechte der Frauen und die Gleichstellung 
der Geschlechter des Europäischen Parlaments. 

Anfang April 2020 erklärte der UN-Generalsekretär, António Guterres, dass Lockdowns in der Tat mit 
einem erschreckenden weltweiten Anstieg häuslicher Gewalt gegen Frauen und Mädchen 
verbunden seien.  

Es liegen keine umfassenden EU-Daten vor, jedoch haben Opferschutzorganisationen, Polizei und 
einige Regierungen entsprechende Zahlen mitgeteilt. In Italien, dem ersten Land in Europa, das am 
9. März 2020 einen landesweiten Lockdown verhängte, gab es im ersten Monat der 
Einschränkungen einen deutlichen Rückgang der Zahl der Anrufe bei telefonischen Anlaufstellen 
und der offiziell gemeldeten Fälle häuslicher Gewalt. Die größte telefonische Anlaufstelle für Opfer 
häuslicher Gewalt, Telefono Rosa, meldete, dass die Zahl der Anrufe in den ersten beiden 
Märzwochen im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 55 %, nämlich von 1 104 auf 496 Anrufe, 
gesunken sei. In einem Bericht eines parlamentarischen Ausschusses zu Gewalt gegen Frauen 
wurde ebenfalls festgestellt, dass es bei den bei der Polizei angezeigten Fällen häuslicher Gewalt in 
den ersten 22 Tagen des Monats März im Vergleich zum Vorjahreszeitraum einen Rückgang von 
1 157 auf 652 Fälle gab. Der Ausschuss erklärte jedoch, dass dieser Rückgang mitnichten ein Zeichen 
für eine Abnahme häuslicher Gewalt, sondern vielmehr für zusätzliche Schwierigkeiten bei der 
Meldung der Fälle und bei der Suche nach Hilfe sei. Ein ähnliches Bild zeigt sich laut der 
Europäischen Frauenlobby auch in einigen anderen Ländern, darunter in den Niederlanden, in 
Portugal und in Estland, wo die Zahlen gleich geblieben oder gesunken sind. In anderen Ländern 
zeigen die verfügbaren Daten, dass die Zahl der Frauen, die Vorfälle anzeigen und Hilfe suchen, 
zugenommen hat. In Spanien zeigen die vom Nationalen Fraueninstitut gemeldeten Zahlen, dass 
die Anrufe bei der telefonischen Anlaufstelle 016 im Zeitraum vom 14. März (als der Notstand 
ausgerufen und der Lockdown verhängt wurde) bis 15. April 2020 im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum um 31 % gestiegen sind und bei Online-Beratungen im gleichen Zeitraum ein 
noch deutlicherer Anstieg (nämlich um 443,5 %) zu verzeichnen war. Nach Angaben des spanischen 
Innenministeriums gab es in den ersten 31 Tagen des Lockdowns (vom 14. März bis 14. April) 
83 341 Polizeieinsätze, um Opfer zu schützen und Gewalt zu verhindern – ein Anstieg im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum um 25,27 %. In Frankreich erklärte der Innenminister, dass die Meldungen 
häuslicher Gewalt in den ersten elf Tagen des nationalen Lockdowns landesweit um 30 % und in 
Paris um 36 % gestiegen seien. In Irland meldeten im Bereich häusliche Gewalt tätige 
Organisationen, dass die Zahl der Anrufe bei ihren telefonischen Anlaufstellen zugenommen habe, 
und die Gardaí berichtete, dass die Zahl der Anrufe im Zusammenhang mit häuslicher Gewalt in den 
Monaten April und Mai 2020 gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 25 % gestiegen sei. In Belgien 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/615660/EPRS_STU(2018)615660_EN.pdf#page=31
https://www.cgdev.org/blog/gender-lens-covid-19-pandemics-and-violence-against-women-and-children
https://www.thelancet.com/journals/eclinm/article/PIIS2589-5370(20)30092-4/fulltext
https://www.unwomen.org/en/trust-funds/un-trust-fund-to-end-violence-against-women
https://www.womenlobby.org/Women-must-not-pay-the-price-for-COVID-19-Putting-equality-between-women-and
https://www.coe.int/de/web/portal/-/covid-19-crisis-secretary-general-concerned-about-increased-risk-of-domestic-violence
https://rm.coe.int/grevio-statement-covid-24-march-2020/pdfa/16809cf55e
https://agenceurope.eu/en/bulletin/article/12457/17
https://eige.europa.eu/news/coronavirus-puts-women-frontline
https://eige.europa.eu/news/coronavirus-puts-women-frontline
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200406IPR76610/covid-19-stopping-the-rise-in-domestic-violence-during-lockdown
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20200406IPR76610/covid-19-stopping-the-rise-in-domestic-violence-during-lockdown
https://news.un.org/en/story/2020/04/1061052
https://www.reuters.com/article/us-health-coronavirus-italy-violence/in-italy-support-groups-fear-lockdown-is-silencing-domestic-abuse-victims-idUSKBN21M0PM
https://www.telefonorosa.it/about-us/
http://www.senato.it/japp/bgt/showdoc/18/SommComm/0/1145930/index.html?part=doc_dc-sedetit_edrspsppeclvdnpdadmdcdc19
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/aid_development_cooperation_fundamental_rights/presentation_ewl-wave_overview_and_recommendations_webinar_on_dv_final_may_2020_en.pdf#page=1
https://www.inmujer.es/diseno/novedades/IMPACTO_DE_GENERO_DEL_COVID_19_(uv).pdf#page=14
http://www.interior.gob.es/es/web/interior/noticias/detalle/-/journal_content/56_INSTANCE_1YSSI3xiWuPH/10180/11766648/?redirect=http://www.interior.gob.es/es/portada?p_p_id=101_INSTANCE_pNZsk8OxKI0x&p_p_lifecycle=0&p_p_state=normal&p_p_mode=view&p_p_col_id=column-2&p_p_col_pos=2&p_p_col_count=4
https://www.euronews.com/2020/03/28/domestic-violence-cases-jump-30-during-lockdown-in-france
https://data.oireachtas.ie/ie/oireachtas/libraryResearch/2020/2020-06-09_l-rs-note-domestic-violence-and-covid-19-in-ireland_en.pdf
https://www.irishexaminer.com/news/arid-31002718.html
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verdreifachte sich die Zahl der Anrufe bei der französischsprachigen telefonischen Anlaufstelle 
Écoute Violences Conjugales mit Beginn des Lockdowns ab Mitte März und die flämische 
telefonische Anlaufstelle meldete einen Anstieg der bei der Polizei eingegangenen Anzeigen. In 
Rumänien stiegen die Fälle häuslicher Gewalt laut den von der Polizei veröffentlichten Statistiken 
im März 2020 gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 2,3 %. In Zypern nahmen die Anrufe bei 
telefonischen Anlaufstellen um 30 % zu. In Deutschland ergab eine Online-Erhebung bei 
3 800 Frauen im Alter zwischen 18 und 65 Jahren – bei der jedoch kein Vergleich mit früheren 
Zahlen erfolgte – dass in der Zeit des strengen Lockdowns von 22. April bis 8. Mai 2020 3,6 % der 
Frauen Opfer von Vergewaltigung und rund 3 % Opfer körperlicher Gewalt durch ihren Partner 
geworden sind. Waren die Frauen zu Hause in Quarantäne oder hatten die Haushalte mit 
finanziellen Problemen und Arbeitslosigkeit zu kämpfen, lagen die Zahlen noch deutlich höher. 2 % 
der Befragten durften ihre Wohnung nicht ohne Erlaubnis verlassen und in 4,6 % der Fälle 
kontrollierte der Partner die Kontakte der Frauen mit anderen Personen, einschließlich der digitalen 
Kommunikation. Nur ein sehr kleiner Prozentsatz der betroffenen Frauen nahm Hilfsangebote in 
Anspruch. Es gab auch Berichte über Femizide nach Verhängung des Lockdowns. Im Vereinigten 
Königreich wurden dem parlamentarischen Innenausschuss (Home Affairs Select Committee) 
Nachweise dafür vorgelegt, dass sich die Zahl der Fälle, in denen ein Verdacht auf Tötung im 
Zusammenhang mit häuslicher Gewalt besteht, in den ersten drei Wochen des Lockdowns im 
Vergleich zum jeweiligen Zeitraum der letzten zehn Jahre verdoppelt hat. Gleichzeitig hat die 
Pandemie die Arbeit von Organisationen, die sich um Opfer häuslicher Gewalt kümmern, erschwert. 
Dem Europarat übermittelte Berichte zeigen, dass Frauenhäuser in einigen Gebieten keine Frauen 
mehr aufgenommen haben, weil sie nicht wussten, wie sie mit dem Infektionsrisiko umgehen 
sollten, während andere hauptsächlich auf Online-Unterstützung und telefonische Unterstützung 
gesetzt haben, mit der Folge, dass die Frauen ihren gewalttätigen Partnern weiter ausgesetzt waren. 
Die Europäische Frauenlobby (EFL) und ihre Mitgliederorganisationen wiesen darauf hin, dass 
wichtige Unterstützungsleistungen aufgrund der Pandemie nicht mehr im gleichen Maße erbracht 
werden könnten. 

Vor dem Hintergrund des erneuten Anstiegs der Covid-19-Fälle in vielen EU-Ländern und der sich 
abzeichnenden Verhängung weiterer lokaler oder breiter angelegter Lockdowns stellt sich die 
Frage, welche Lehren sich aus den Geschehnissen Anfang des Jahres ziehen lassen. Viele EU-Staaten 
haben proaktiv gehandelt, um Frauen zu schützen, bestehende Hilfsangebote aufrecht zu erhalten 
und Opfern neue Formen der Unterstützung zu bieten. So hat die Regierung in Spanien einen 
Krisenplan mit Notfallmaßnahmen zur Unterstützung von Opfern von häuslicher und sexueller 
Gewalt, von Menschenhandel, sexueller Ausbeutung und Prostitution aufgelegt. Diese Maßnahmen 
umfassen ein Gesetz, nach dem Unterstützungsleistungen und Frauenhäuser als zentrale Dienste 
eingestuft werden, sodass sie weiterhin persönlich informieren, soziale Unterstützung leisten und 
Rechtsberatung anbieten sowie Schutzanordnungen umsetzen können. Der Plan enthält zudem 
eine Reihe weiterer Maßnahmen wie die vorübergehende Nutzung von Ferienunterkünften als 
Frauenhäuser, die Erweiterung der Anwendung AlertCops um eine SOS-Funktion, sodass Opfer und 
im Gesundheitswesen Beschäftigte direkt die Polizei rufen können, sowie den Start einer 
Aufklärungskampagne. In Frankreich wurden ebenfalls umfassende Maßnahmen ergriffen, 
darunter die Bereitstellung zusätzlicher öffentlicher Mittel für den Ausbau der nationalen 
telefonischen Anlaufstelle und des Online-Dienstes bei häuslicher Gewalt und die vorübergehende 
Einrichtung von Anlaufstellen in Supermärkten und Apotheken. Es gibt einige Hinweise darauf, dass 
die Maßnahmen Wirkung gezeigt haben. Im Vereinigten Königreich hat Refuge, die landesweit 
größte Hilfsorganisation im Bereich häusliche Gewalt, die bereits über eine erhebliche Zunahme der 
Anrufe bei ihrer telefonischen Anlaufstelle und der Besuchszahlen ihrer Website berichtete, 
festgestellt, dass die Zahl der Anrufe bei der telefonischen Anlaufstelle am Tag nach dem Start einer 
Aufklärungskampagne innerhalb eines einzigen Tages um 120 % und die Zahl der Aufrufe ihrer 
Website um 700 % gestiegen ist. Bei einer separaten telefonischen Anlaufstelle für Menschen, die 
häusliche Gewalt ausüben und Hilfe suchen, gingen ebenfalls 25 % mehr Anrufe ein. 

https://www.ecouteviolencesconjugales.be/
https://www.mo.be/nieuws/stijgt-huishoudelijk-geweld-door-verstrengde-maatregelen
https://balkaninsight.com/2020/04/21/covid-19-and-domestic-abuse-when-home-is-not-the-safest-place/
https://www.theguardian.com/society/2020/mar/28/lockdowns-world-rise-domestic-violence
https://www.theguardian.com/society/2020/mar/28/lockdowns-world-rise-domestic-violence
https://www.tum.de/nc/en/about-tum/news/press-releases/details/36053/
https://www.europeansociologist.org/issue-45-pandemic-impossibilities-vol-1/gendering-%E2%80%93-coronavirus-covid-19-and-femicide
https://www.theguardian.com/society/2020/apr/15/domestic-abuse-killings-more-than-double-amid-covid-19-lockdown
https://rm.coe.int/grevio-statement-covid-24-march-2020/pdfa/16809cf55e
https://www.womenlobby.org/Women-must-not-pay-the-price-for-COVID-19-Putting-equality-between-women-and
https://www.ecdc.europa.eu/en/covid-19/situation-updates
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2020/658227/IPOL_STU(2020)658227_EN.pdf#page=42
https://violenciagenero.igualdad.gob.es/sensibilizacionConcienciacion/campannas/violenciaGobierno/todoSaldraBien/ResumenEjecutivoPlanContigenciaAMPLIACIONAbril2020.pdf
https://boe.es/buscar/act.php?id=BOE-A-2020-4209
http://www.interior.gob.es/prensa/noticias/-/asset_publisher/GHU8Ap6ztgsg/content/id/11722555
https://violenciagenero.igualdad.gob.es/sensibilizacionConcienciacion/campannas/violenciaGobierno/todoSaldraBien/home.htm
https://www.egalite-femmes-hommes.gouv.fr/cp-le-gouvernement-pleinement-mobilise-contre-les-violences-conjugales-et-intrafamiliales-25-03-20/
https://www.theguardian.com/society/2020/apr/12/domestic-violence-surges-seven-hundred-per-cent-uk-coronavirus
https://www.refuge.org.uk/refuge-response-to-home-secretary-announcement-of-support-for-domestic-abuse-victims/
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Was die langfristige Perspektive angeht, prüft das EIGE, wie die EU und die Mitgliedstaaten Frauen 
während Krisen wie Pandemien, Naturkatastrophen oder Zeiten der wirtschaftlichen Rezession 
noch besser vor gewalttätigen Partnern und anderen Formen der geschlechtsspezifischen Gewalt 
schützen können11. Angesichts der sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen der aktuellen 
Pandemie ist es besonders wichtig, die negativen Folgen, wie sie die Wirtschaftskrise 2008 nach sich 
zog, zu vermeiden. Die Sparpolitik führte zu Einschnitten bei den Diensten zur Beendigung von 
Gewalt gegen Frauen und Unterstützung der Opfer von Gewalt, sodass viele dieser Dienste dem 
Bedarf bei Ausbruch der Pandemie nicht gerecht werden und nicht ausreichend Hilfe leisten 
konnten. Frauenorganisationen warnen davor, dass einige Länder die Mittel für spezialisierte 
Unterstützungsdienste aufgrund von durch die Pandemie verursachten Haushaltszwängen bereits 
drastisch gekürzt haben. Dies ist insofern besonders besorgniserregend, da der Bedarf an 
Notfallinterventionen, Beratung und Therapie in den Monaten nach der Krise wohl steigen wird. 

Internationaler Kontext 
Vereinte Nationen 
Das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (1979)12 und die 
Erklärung über die Beseitigung der Gewalt gegen Frauen (1993) stellen die grundlegenden 
Dokumente in diesem Bereich dar. Auch wenn sie keinen bindenden Charakter hat, so war die 
Erklärung doch das erste internationale Instrument, das ausschließlich gegen Frauen gerichtete 
Gewalt behandelt. 

Gewalt gegen Frauen ist einer der kritischen Bereiche, die im Pekinger Aktionsprogramm (Beijing 
Platform for Action – BPfA) identifiziert werden, das bei der vierten Weltfrauenkonferenz im 
Jahr 1995 angenommen wurde. In diesem Programm sind Maßnahmen zur Verhütung und 
Bekämpfung dieser Form der Gewalt aufgeführt, die von den Staaten, den internationalen 
Organisationen oder Nichtregierungsorganisationen zu ergreifen sind. Die Kommission der 
Vereinten Nationen zur Rechtsstellung der Frau verfolgt und überprüft den Fortschritt bei der 
Umsetzung der Erklärung von Peking und des Pekinger Aktionsprogramms. 2016 verurteilte die 
Kommission nachdrücklich jede Form der Gewalt gegen Frauen und Mädchen und forderte eine 
Reihe von Maßnahmen, darunter die Verbesserung der Rechtsvorschriften und ihrer Umsetzung. Bei 
ihrer 64. Sitzung im Jahr 2020 verpflichtete sich die Kommission zu einer vollständigen, wirksamen 
und rascheren Umsetzung des BPfA, einschließlich der Beseitigung und Verhütung aller Formen von 
Gewalt und Ausbeutung sowohl in der realen als auch in der Cyber-Welt, und der Erbringung von 
Unterstützungsleistungen für alle Frauen, die Opfer von Gewalt geworden sind.13 

Im Jahr 2017 bewertete die Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen über Gewalt gegen 
Frauen die Angemessenheit des gegenwärtigen internationalen Rechtsrahmens und kam zu dem 
Schluss, dass die größte Herausforderung bei der Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen in der 
unzureichenden Einbindung und Anwendung der internationalen Standards besteht. Mit der im 
Juli 2017 angenommenen Allgemeinen Empfehlung Nr. 35 zu geschlechtsspezifischer Gewalt 
gegen Frauen soll ihre Umsetzung beschleunigt werden. Diese und die durch sie aktualisierte 
vorherige Allgemeine Empfehlung Nr. 19 sind wegweisende Dokumente, da sie Gewalt gegen 
Frauen als Menschenrechtsfrage und Form der geschlechtsspezifischen Diskriminierung (Nr. 19) 
einstufen sowie das Verbot geschlechtsspezifischer Gewalt als Norm anerkennen und die Definition 
von Gewalt dahingehend erweitern, dass sie auch Verletzungen der Rechte hinsichtlich der 
sexuellen und reproduktiven Gesundheit umfasst (Nr. 35). Im Bericht von 2018 der 
Sonderberichterstatterin wird Online-Gewalt gegen Frauen unter dem Gesichtspunkt der 
Menschenrechte untersucht, während sich der Bericht von 2019 mit dem Thema Gewalt in der 
Geburtshilfe auseinandersetzt. Der Bericht von 2020 befasst sich mit Gewalt gegen Journalistinnen. 

Zu den Zielen für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen gehört auch das Ziel der 
Gleichstellung der Geschlechter, das Unterziele wie die Beendigung der Gewalt gegen und der 

https://eige.europa.eu/news/covid-19-and-gender-based-violence-has-pandemic-taught-us-anything
https://www.womenlobby.org/IMG/pdf/the_price_of_austerity_-_web_edition.pdf#page=12
https://rm.coe.int/1st-general-report-on-grevio-s-activities/16809cd382#page=28
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/aid_development_cooperation_fundamental_rights/presentation_ewl-wave_overview_and_recommendations_webinar_on_dv_final_may_2020_en.pdf#page=4
https://www.ohchr.org/en/professionalinterest/pages/cedaw.aspx
https://www.ohchr.org/EN/ProfessionalInterest/Pages/ViolenceAgainstWomen.aspx
https://beijing20.unwomen.org/%7E/media/headquarters/attachments/sections/csw/pfa_e_final_web.pdf
https://beijing20.unwomen.org/%7E/media/headquarters/attachments/sections/csw/pfa_e_final_web.pdf
http://www.unwomen.org/en/csw
http://www.unwomen.org/en/csw
http://www.unwomen.org/en/csw/csw60-2016
http://www.un.org/ga/search/view_doc.asp?symbol=E/2016/27&Lang=E
http://www.un.org/ga/search/view_doc.asp?symbol=A/72/134&Submit=Search&Lang=E
http://www.ohchr.org/EN/HRBodies/CEDAW/Pages/GR35.aspx
https://www.ohchr.org/EN/HRBodies/CEDAW/Pages/Recommendations.aspx
https://documents-dds-ny.un.org/doc/UNDOC/GEN/G18/184/58/PDF/G1818458.pdf?OpenElement
https://eipmh.com/wp-content/uploads/2019/09/UN_Res.71170..pdf
https://undocs.org/en/A/HRC/44/52
http://www.un.org/ga/search/view_doc.asp?symbol=A/69/L.85&Lang=E
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Diskriminierung von Frauen und Mädchen sowie die Beendigung von Praktiken wie der weiblichen 
Genitalverstümmelung und der Kinderheirat, Frühverheiratung und Zwangsheirat umfasst. 

Internationale Arbeitsorganisation 
Im Juni 2019 hat die Internationale Arbeitsorganisation das Übereinkommen gegen Gewalt und 
Belästigung verabschiedet, das für Gewalt und Belästigung in der Arbeitswelt gilt und die 
Unterzeichnerstaaten verpflichtet, einen inklusiven, integrierten und geschlechterorientierten 
Ansatz zu verfolgen, um Gewalt und Belästigung in diesem Umfeld zu verhüten und zu beseitigen. 

Europarat 
Im Jahr 2002 verabschiedete das Ministerkomitee eine Empfehlung über den Schutz von Frauen vor 
Gewalt, in welcher es unter anderem die Mitgliedstaaten aufforderte, Aktionspläne zur Verhütung 
von Gewalt und zum Schutz der Opfer auszuarbeiten. 

Das Übereinkommen zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt („Istanbul-Konvention“) wurde im Mai 2011 zur Unterzeichnung aufgelegt und trat im 
August 2014 in Kraft. Dies ist das erste rechtsverbindliche Übereinkommen Europas in diesem 
Bereich, das einen umfassenden Rahmen für die Verhütung von Gewalt, den Schutz der Opfer und 
die Verfolgung der Täter schafft. Mit Stand November 2020 haben alle EU-Mitgliedstaaten das 
Übereinkommen unterzeichnet und 21 Mitgliedstaaten (AT, BE, CY, DE, DK, EE, EL, ES, FI, FR, HR, IE, 
IT, LU, MT, NL, PL, PT, RO, SE und SI) haben es ratifiziert. Im Juli 2020 hat die polnische Regierung 
jedoch angekündigt, vom Übereinkommen zurücktreten zu wollen. 

Was unternimmt die EU? 
Im Vertrag über die Europäische Union (EUV) werden der Grundsatz der Gleichheit zwischen Frauen 
und Männern sowie die Nicht-Diskriminierung (Artikel 2) bestätigt. Die Charta der Grundrechte 
garantiert das Recht auf Würde (Titel I) und auf Gleichheit (Titel III). Sie enthält unter anderem 
spezielle Vorschriften zum Recht auf körperliche und geistige Unversehrtheit und untersagt jegliche 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts. Außerdem wird, wenngleich ohne Rechtskraft, in 
Erklärung 19 zu Artikel 8 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) der 
politische Wille der Mitgliedstaaten bestätigt, jede Form häuslicher Gewalt zu bekämpfen. 

Politische Verpflichtungen 
Die Bekämpfung geschlechtsspezifischer Gewalt ist eine der zentralen Prioritäten der EU-Strategie 
für die Gleichstellung der Geschlechter 2020–2025, einer Fortsetzung des Strategischen 
Engagements der EU für die Gleichstellung der Geschlechter für den Zeitraum 2016–2019. 

Ein zentraler Aktionsbereich ist die Verbesserung der Verfügbarkeit, Qualität und Zuverlässigkeit 
von Daten zu geschlechtsspezifischer Gewalt in Zusammenarbeit mit Eurostat, dem Europäischen 
Institut für Gleichstellungsfragen (EIGE) und der Agentur für Grundrechte. Das EIGE beteiligt sich an 
einem Projekt zur Verbesserung der Sammlung und Harmonisierung von Daten über Gewalt gegen 
Frauen, die von nationalen Polizeikräften, Justizbehörden sowie Gesundheits- und Sozialdiensten in 
der gesamten EU erhoben werden. 2017 hat es die Gewalt gegen Frauen in seinen 
Gleichstellungsindex zur Messung des Fortschritts in der gesamten EU aufgenommen. Eine von 
Eurostat koordinierte EU-weite Erhebung soll zudem neue Daten zur Gewalt gegen Frauen und zu 
anderen Formen zwischenmenschlicher Gewalt liefern. Die Ergebnisse sollen 2023 vorliegen. 

Eine weitere Priorität ist der Beitritt der EU zur Istanbul-Konvention des Europarats, der dazu 
beitragen könnte, den Frauen überall in Europa einen gleichwertigen Schutz gegen alle Formen von 
Gewalt zu bieten. Im Oktober 2015 legte die Kommission einen Fahrplan für den Beitritt der EU vor. 
Im März 2016 folgten dann zwei Vorschläge für Beschlüsse des Rates: einer über die Unterzeichnung 
und einer über den Abschluss (die Ratifizierung) des Übereinkommens im Namen der EU. Die 

https://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:12100:0::NO::P12100_ILO_CODE:C190
https://www.ilo.org/dyn/normlex/en/f?p=NORMLEXPUB:12100:0::NO::P12100_ILO_CODE:C190
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016804c18d4
https://search.coe.int/cm/Pages/result_details.aspx?ObjectId=09000016804c18d4
https://www.coe.int/de/web/conventions/full-list/-/conventions/treaty/210
https://www.coe.int/de/web/conventions/full-list/-/conventions/treaty/210
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/en/document.html?reference=EPRS_ATA(2020)659334
https://www.coe.int/de/web/conventions/full-list/-/conventions/treaty/210/signatures
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:12012M/TXT
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:12012P/TXT
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:12012E/TXT
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/gender-equality/gender-equality-strategy_de
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/gender-equality/gender-equality-strategy_de
https://ec.europa.eu/anti-trafficking/sites/antitrafficking/files/strategic_engagement_for_gender_equality_en.pdf#page=8
https://ec.europa.eu/anti-trafficking/eu-policy/strategic-engagement-gender-equality-2016-2019_en
https://ec.europa.eu/anti-trafficking/eu-policy/strategic-engagement-gender-equality-2016-2019_en
http://eige.europa.eu/gender-based-violence/data-collection
https://eige.europa.eu/gender-equality-index
https://eige.europa.eu/rdc/eige-publications/gender-equality-index-2017-violence-against-women
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-area-of-justice-and-fundamental-rights/file-eu-accession-to-the-istanbul-convention
http://ec.europa.eu/smart-regulation/roadmaps/docs/2015_just_010_istanbul_convention_en.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52016PC0111
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52016PC0109
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Konvention wurde am 13. Juni 2017 von der EU unterzeichnet. Der nächste Schritt ist der formelle 
Beitritt der EU zur Konvention, für den es der Zustimmung des Europäischen Parlaments bedarf. 

Sollte der Beitritt der EU zur Konvention weiterhin blockiert werden, beabsichtigt die Kommission 
gemäß der neuen Strategie für die Gleichstellung der Geschlechter, im Jahr 2021 Maßnahmen (im 
Rahmen der Zuständigkeit der EU) vorzuschlagen, mit denen die gleichen Ziele wie mit der Istanbul-
Konvention erreicht werden sollen. Insbesondere plant die Kommission, die Kriminalitätsbereiche, 
in denen eine Harmonisierung möglich ist, auf bestimmte Formen geschlechtsspezifischer Gewalt 
auszuweiten und zusätzliche Maßnahmen zur Verhütung spezifischer Formen 
geschlechtsspezifischer Gewalt, einschließlich sexueller Belästigung, Missbrauch von Frauen und 
weiblicher Genitalverstümmelung, vorzuschlagen. Darüber hinaus wurde im Juni 2020 eine 
Strategie für die Rechte von Opfern vorgelegt, die den besonderen Bedürfnissen der Opfer 
geschlechtsspezifischer Gewalt Rechnung trägt. 

Im Bereich des auswärtigen Handelns der EU wird in den 2008 angenommenen Leitlinien der EU 
betreffend Gewalt gegen Frauen die Verpflichtung der EU bekräftigt, die Rechte der Frauen in 
Drittländern zu fördern und zu schützen. Die Union behandelt das Problem der Gewalt gegen 
Frauen im Rahmen ihrer spezifischen Menschenrechtsdialoge und unterstützt Projekte zur 
Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen mithilfe des Europäischen Instruments für Demokratie und 
Menschenrechte. Im Jahr 2015 nahmen die Europäische Kommission und der EAD einen 
Aktionsplan zur Gleichstellung der Geschlechter für das auswärtige Handeln im Zeitraum 2016–
2020 an, in dessen Mittelpunkt die Gewalt gegen Frauen und Mädchen steht. Aufbauend auf den 
mit diesem Plan erzielten Ergebnissen soll es 2020 eine Neuauflage des Plans mit einem 
umfassenden Ansatz und Einbeziehung aller einschlägigen Elemente des Plans in das auswärtige 
Handeln der EU geben. 2017 starteten die Europäische Union und die Vereinten Nationen die 
Initiative „Spotlight“ mit einer anfänglichen Investition von rund 500 Mio. EUR, um im Einklang mit 
der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung Maßnahmen zur Beseitigung der Gewalt gegen 
Frauen und Mädchen zu unterstützen. 

In Einklang mit ihrem stärker auf Verhütung ausgerichteten Ansatz, wird die Kommission zudem ein 
EU-Netz zur Verhütung von geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt einrichten, über das 
Mitgliedstaaten und Interessenträger bewährte Verfahren austauschen können. Ferner wird sie 
Mittel für Schulungen, den Aufbau fachlicher Kapazitäten und Unterstützungsdienste bereitstellen. 
Das Daphne-Programm, über das Projekte zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt und zum 
Schutz von Opfern finanziert werden, wird im Rahmen des neuen Programms „Rechte und Werte“ 
2021–2027 weitergeführt. 

Zur Lösung des verbreiteten Problems der Online-Gewalt gegen Frauen und Mädchen plant die 
Kommission, einen Rechtsakt über digitale Dienstleistungen vorzuschlagen (der im Dezember 2020 
vorgelegt werden soll), in dem klar geregelt wird, welche Pflichten Online-Plattformen in Bezug auf 
Inhalte, die von Nutzern verbreitet werden, haben. Außerdem möchte sie die Entwicklung eines 
neuen Rahmens für die Zusammenarbeit zwischen Internetplattformen erleichtern. Zudem wird sie 
zur Bekämpfung von Menschenhandel eine neue „Strategie zur Beseitigung des Menschenhandels“ 
und zur Bekämpfung des sexuellen Missbrauchs von Kindern ebenfalls eine entsprechende 
Strategie vorlegen. Die Strategie zur Verhütung des sexuellen Missbrauchs von Kindern wurde im 
Juli 2020 vorgelegt. 

Gesetzgeberische Maßnahmen 
Derzeit verfügt die EU über kein spezielles rechtsverbindliches Instrument, um Frauen vor Gewalt 
zu schützen.14 Es wurden allerdings Rechtsinstrumente in verschiedenen Bereichen, in denen 
Frauen Opfer von Gewalt werden können, und in den Bereichen eingeführt, in denen 
Gewaltphänomene mit grenzübergreifenden Aspekten auftreten, weil hier die Zuständigkeit der EU 
für kriminalitätsbezogene Maßnahmen am stärksten zum Tragen kommt. Das heißt 
bedauerlicherweise, dass die EU keine umfassenden Schritte gegen breiter gefächerte 
Erscheinungsformen der Gewalt, wie sie die Frauen erleiden, unternommen hat.15 

http://ec.europa.eu/newsroom/just/item-detail.cfm?item_id=80397
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_20_1168
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16173-2008-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16173-2008-INIT/de/pdf
https://ec.europa.eu/international-partnerships/topics/human-rights_en#header-1948
https://ec.europa.eu/international-partnerships/topics/human-rights_en#header-1948
https://europa.eu/rapid/press-release_IP-15-5690_de.htm
http://www.un.org/en/spotlight-initiative/index.shtml
https://sustainabledevelopment.un.org/post2015/transformingourworld
https://ec.europa.eu/justice/grants/results/daphne-toolkit/daphne-toolkit-%E2%80%93-active-resource-daphne-programme_en
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/factsheet-eu_action_to_combat_violence_against_women-2019.pdf#page=4
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-new-boost-for-jobs-growth-and-investment/file-mff-rights-and-values-programme
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-new-boost-for-jobs-growth-and-investment/file-mff-rights-and-values-programme
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20201016IPR89543/digital-eu-must-set-the-standards-for-regulating-online-platforms-say-meps
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52020DC0607
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Diese Instrumente betreffen beispielsweise die Gleichbehandlung und die Nichtdiskriminierung, 
einschließlich eines Verbots sexueller Belästigung (Richtlinie 2006/54/EG, eine Neufassung der 
Richtlinie 2002/73/EG hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung sowie in Bezug auf die 
Arbeitsbedingungen, Richtlinie 2010/41/EU zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen, die eine selbständige Erwerbstätigkeit ausüben, und 
Richtlinie 2004/113/EG hinsichtlich der Gleichbehandlung beim Zugang zu und bei der Versorgung 
mit Gütern und Dienstleistungen16), den Menschenhandel (Richtlinie 2011/36/EU zur Bekämpfung 
des Menschenhandels und Richtlinie 2004/81/EG über die Erteilung von Aufenthaltstiteln für 
Drittstaatsangehörige, die Opfer des Menschenhandels sind) und den Opferschutz durch Stärkung 
der Rechte von Opfern unabhängig von ihrer Nationalität und dem EU-Mitgliedstaat, in dem das 
Verbrechen stattgefunden hat, und auch unabhängig davon, ob die Opfer innerhalb der EU reisen 
oder umziehen (Richtlinie 2012/29/EU über die Rechte und den Schutz von Opfern von Straftaten, 
Richtlinie 2011/99/EU über die Europäische Schutzanordnung und Verordnung (EU) Nr. 606/2013 
über die gegenseitige Anerkennung von Schutzmaßnahmen in Zivilsachen17). 

Mitgliedstaaten 
Obwohl es Gemeinsamkeiten zwischen den nationalen Strategien zur Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen gibt, haben die Mitgliedstaaten unterschiedliche Herangehensweisen an das 
Problem gewählt. 

Was die Gesetzeslage anbelangt, so sind physische häusliche Gewalt sowie sexuelle Gewalt die 
Hauptformen strafbarer Gewalt. Psychische häusliche Gewalt, Zwangsheiraten, sexuelle Belästigung 
oder weibliche Genitalverstümmelung werden je nach Land unterschiedlich bestraft.18 In 
bestimmten Fällen ist eine Klage des Opfers notwendig, um das rechtliche Verfahren in Gang zu 
setzen.19 Die niedrige Rate der Strafverfolgungen und Verurteilungen bei häuslicher Gewalt und 
Vergewaltigung scheint in vielen Mitgliedstaaten ein Problem darzustellen. Um dem Abhilfe zu 
schaffen, haben Spanien und das Vereinigte Königreich Fachgerichte für Fälle von Gewalt gegen 
Frauen eingerichtet. 

Neben legislativen Maßnahmen haben die Mitgliedstaaten im Laufe der letzten Jahre politische 
Strategien zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen beschlossen, entweder durch nationale 
Aktionspläne (NAP) zu allen Formen der Gewalt oder durch Aktionspläne zu bestimmten Formen 
der Gewalt, oder sie haben Maßnahmen in andere Aktionspläne eingebunden, die beispielsweise 
darauf abzielen, die Gleichstellung der Geschlechter und die soziale Inklusion zu fördern.20 Aus NRO-
Daten von 2017 geht hervor, dass 24 EU-Mitgliedstaaten im Jahr 2016 oder danach über NAP zur 
Bekämpfung von geschlechtsspezifischer Gewalt verfügten. Häusliche Gewalt und 
Menschenhandel sind die in den NAP am häufigsten angesprochenen Themen, obgleich sie sich 
zunehmend auch mit sexueller Gewalt, insbesondere sexueller Belästigung und weibliche 
Genitalverstümmelung, befassen. Im Hinblick auf die Arten der Intervention wird innerhalb der 
Aktionspläne Maßnahmen zur Vorbeugung (z. B. Sensibilisierungsprogramme, Ausbildung von 
Fachkräften, die im Kontakt mit den Opfern stehen, Behandlungsprogramme für Täter) und zur 
Unterstützung (Frauenhäuser, telefonische Beratungsdienste) wachsende Aufmerksamkeit 
entgegengebracht. Programme zur Wiedereingliederung, welche auf die Bedürfnisse der 
weiblichen Gewaltopfer zugeschnitten sind (Zugang zu bezahlbaren Wohnungen, zu Beschäftigung 
und Ausbildung sowie Einkommenshilfe), sind unterdessen weniger verbreitet.21 2020 stellte der 
Europarat fest, dass viele Länder mehr tun könnten, um sicherzustellen, dass ihre NAP alle Formen 
von Gewalt abdecken und dass die entsprechenden Maßnahmen überwacht und umfassend 
finanziert werden. 

Europäisches Parlament 
Das Europäische Parlament hat mit seiner Entschließung vom 11. Juni 1986 zum ersten Mal Alarm 
im Hinblick auf das Problem der Gewalt gegen Frauen geschlagen. Seither spielt es eine besonders 
bedeutende Rolle in diesem Bereich, nicht zuletzt durch seinen Ausschuss für die Rechte der Frauen 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:32006L0054
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:32002L0073
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2010:180:0001:0006:de:PDF
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:32004L0113
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:32011L0036
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2004:261:0019:0023:DE:PDF
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:32012L0029
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:32011L0099
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:32013R0606
http://www.endvawnow.org/en/articles/144-tribunaux-specialises-dans-les-affaires-de-violence-a-legard-des-femmes.html
https://wave-network.org/wp-content/uploads/2018/09/WAVEfactsheet2017.pdf#page=2
https://wave-network.org/wp-content/uploads/2018/09/WAVEfactsheet2017.pdf#page=2
https://rm.coe.int/1st-general-report-on-grevio-s-activities/16809cd382
https://rm.coe.int/1st-general-report-on-grevio-s-activities/16809cd382
http://www.europarl.europa.eu/EPRS/PE2_AP_RP!FEMM.1984_A2-0044!860001EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/committees/de/femm/home.html


EPRS | Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments 

10 

und die Gleichstellung der Geschlechter (FEMM). Im Jahr 2015 richtete der Ausschuss eine 
Arbeitsgruppe zum Thema Gewalt gegen Frauen ein, um ein Forum für den Gedankenaustausch 
und die Ausarbeitung einer Strategie zu diesem Problem zu schaffen. 

Das Europäische Parlament hat die Kommission zuvor bereits aufgefordert, die Umsetzung der 
bestehenden Rechtsvorschriften der EU zur Gleichstellung der Geschlechter wirksamer zu 
überwachen, und hat eigene Bewertungen der Richtlinie zum Opferschutz und der Europäischen 
Schutzanordnung durchgeführt. Darin kam es zu dem Ergebnis, dass die Richtlinie in der EU nicht 
vollständig umgesetzt wurde, insbesondere was den Zugang zu Unterstützungsleistungen betrifft, 
und dass Unterschiede zwischen Justizsystemen (Stalking etwa ist nicht in allen Ländern der EU eine 
Straftat) der Anwendung der Europäischen Schutzanordnung im Wege stehen. 2020 nehmen der 
Ausschuss für bürgerliche Freiheiten und der Ausschuss für die Rechte der Frauen und die 
Gleichstellung der Geschlechter des Europäischen Parlaments eine Bewertung der Umsetzung der 
Richtlinie zur Bekämpfung des Menschenhandels vor. 

Außerdem fordert das Europäische Parlament die Kommission seit 2009 auf, einen umfassenden 
Vorschlag für eine Richtlinie über die Verhütung und Bekämpfung aller Formen von Gewalt gegen 
Frauen auszuarbeiten, um sicherzustellen, dass alle Frauen in der EU gleichermaßen vor männlicher 
Gewalt geschützt werden. In seiner Entschließung vom 25. Februar 2014 forderte es überdies den 
Rat auf, Gewalt gegen Frauen zu den in Artikel 83 Absatz 1 AEUV angeführten Bereichen besonders 
schwerer Kriminalität hinzuzufügen, und es ersuchte die Kommission, als Ergänzung zu einer 
künftigen EU-Richtlinie das Verfahren für den Beitritt der EU zur Istanbul-Konvention des Europarats 
einzuleiten. Das Europäische Parlament hat immer wieder Fortschritte im Hinblick auf diese 
Empfehlungen gefordert.22  

Was die Istanbul-Konvention betrifft, hat das Europäische Parlament die Frage des Beitritts der EU 
geprüft, bevor es förmlich um seine Zustimmung ersucht wurde. In seiner vorläufigen 
Entschließung vom 12. September 2017 begrüßte es die Unterzeichnung des Übereinkommens 
durch die EU und forderte den Rat nachdrücklich auf, die Ratifizierung durch die EU zu 
beschleunigen. Allerdings äußerte es auch Bedauern darüber, dass der Beitritt der EU auf zwei 
Bereiche beschränkt wurde (justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen sowie Asyl und 
Nichtzurückweisung). Nach Ansicht des Parlaments führt dies zu Rechtsunsicherheiten über den 
Umfang des Beitritts der EU und Bedenken hinsichtlich seiner Umsetzung. In seiner Entschließung 
vom 4. April 2019 beschloss das Parlament, den Gerichtshof um eine Stellungnahme zu ersuchen, 
um die Rechtsunsicherheit in Bezug auf die Vereinbarkeit der Beitrittsvorschläge und des Verfahrens 
mit den Verträgen auszuräumen, insbesondere was die Rechtsgrundlage für die Beschlüsse und die 
Aufspaltung in zwei Beschlüsse anbelangt. Das Europäische Parlament forderte die Kommission 
außerdem auf, Missverständnisse über die Konvention insbesondere in Bezug auf die Begriffe 
„Geschlecht“ und „geschlechtsspezifische Gewalt“, die einige EU-Mitgliedstaaten davon abhalten, 
sie zu ratifizieren, proaktiv auszuräumen. Aus einer für das Europäische Parlament durchgeführten 
Bewertung des europäischen Mehrwerts geht hervor, dass eine EU-Richtlinie weitaus größere 
Auswirkungen auf die nationalen Rechtsordnungen haben würde als der Beitritt der EU zur Istanbul-
Konvention, dass aber beide Instrumente zusammengenommen einen wirklichen europäischen 
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts garantieren würden, in dem Gewalt gegen Frauen 
nicht nur mit Worten verurteilt wird, sondern auch gesetzlich verboten ist. Das Parlament wäre an 
der Annahme des Legislativvorschlags zur Verhütung und Bekämpfung bestimmter Formen 
geschlechtsspezifischer Gewalt beteiligt, der Teil des Arbeitsprogramms der Kommission für das 
Jahr 2021 ist. 

Abgesehen von diesen Rechtsvorschriften hat das Europäische Parlament wiederholt die 
Einrichtung eines einheitlichen Systems zur Sammlung von Statistiken zur geschlechtsspezifischen 
Gewalt in den Mitgliedstaaten, die Schaffung einer europäischen Beobachtungsstelle für Gewalt 
gegen Frauen und Mädchen sowie die Verabschiedung eines EU-weiten Strategie- und 
Aktionsplans zur Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen gefordert. Darüber hinaus hat das 
Europäische Parlament die Aufmerksamkeit auf neue Formen geschlechtsspezifischer Gewalt wie 

https://www.europarl.europa.eu/committees/de/femm/home.html
https://www.europarl.europa.eu/committees/de/femm/subject-files.html?id=20160407CDT00623
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20180524IPR04227/victims-rights-directive-meps-call-for-better-enforcement
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20180411IPR01539/meps-assess-the-implementation-of-the-european-protection-order-directive
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20180411IPR01539/meps-assess-the-implementation-of-the-european-protection-order-directive
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2018/621861/EPRS_ATA(2018)621861_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20201024IPR90109/
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P7-TA-2009-0098+0+DOC+XML+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2013/2004(INI)&l=EN
https://www.theparliamentmagazine.eu/articles/opinion/legal-basis-istanbul-convention
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:12012E/TXT
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/630353/EPRS_STU(2019)630353_DE.pdf#page=52
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2019/630353/EPRS_STU(2019)630353_DE.pdf#page=52
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=&reference=2016/0062(NLE)
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2017-0329_DE.html
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2017-0329_DE.html
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=en&reference=2019/2678(RSP)
http://curia.europa.eu/juris/fiche.jsf?oqp=&for=&mat=or&lgrec=en&jge=&td=%3BALL&jur=C%2CT%2CF&id=C%3B1%3B19%3BAVIS%3B1%3BP%3B1%3BC2019%2F0001%2FP&num=1%252F19&dates=&pcs=Oor&lg=&pro=&nat=or&cit=none%252CC%252CCJ%252CR%252C2008E%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252C%252Ctrue%252Cfalse%252Cfalse&language=de&avg=&cid=5341814
https://www.coe.int/en/web/istanbul-convention/-/ending-misconceptions-about-the-convention-on-preventing-and-combating-violence-against-women-and-domestic-violence
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/etudes/join/2013/504467/IPOL-JOIN_ET(2013)504467_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-a-new-push-for-european-democracy/file-legislative-proposal-on-gender-based-violence
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-area-of-justice-and-fundamental-rights/file-prevention-of-violence-against-women
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2017-0329_DE.html
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Cyberstalking und Online-Belästigung gelenkt und auf die Notwendigkeit hingewiesen, bestimmte 
Formen von Gewalt, wie sexuelle Belästigung, Menschenhandel, Zwangsprostitution von Frauen 
und weibliche Genitalverstümmelung, zu bekämpfen. 23Ferner hat das Parlament auf die 
Anfälligkeit bestimmter Bevölkerungsgruppen, wie Migrantinnen ohne Ausweispapiere, weibliche 
Asylsuchende und Flüchtlinge, Frauen und Mädchen mit Behinderungen sowie LBTI-Frauen und 
weibliche Roma, und die Probleme, denen sie sich gegenübersehen, hingewiesen. Seit November 
2020 arbeiten parlamentarische Ausschüsse an Berichten zum Thema Gewalt im häuslichen Umfeld 
und Sorgerecht, zur Bekämpfung von Cyber-Gewalt und zu den Auswirkungen der Pandemie. Das 
Parlament machte ebenfalls darauf aufmerksam, dass Rückschläge bei den Rechten der Frauen und 
der Gleichstellung der Geschlechter die Instrumente und Ressourcen für die Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen auf nationaler Ebene untergraben, und forderte ein erneuertes Engagement 
auf nationaler, EU- und globaler Ebene. Es spricht sich für eine Aufstockung der Mittel für das 
Programm „Rechte und Werte“ 2021–2027 aus, das das Daphne-Programm zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen umfasst. 

Standpunkte der Interessenträger 
Es gibt eine Reihe spezifischer Themen im Zusammenhang mit Gewalt gegen Frauen, die im 
Mittelpunkt des Interesses und des Engagements von Organisationen der Zivilgesellschaft und 
anderen Interessenträgern stehen. 

Zuletzt waren es die neuesten Daten zu den negativen Auswirkungen der Covid-19-Pandemie auf 
die Sicherheit von Frauen, auf die verschiedene Organisationen verwiesen haben, darunter auch die 
europäische Dachorganisation, die Europäische Frauenlobby (EFL), die von Anfang an davor 
gewarnt hat, dass Frauen und Mädchen während der Ausgangssperren aufgrund der vermehrten 
Spannungen im Haushalt einem größeren Risiko ausgesetzt sind, Opfer häuslicher Gewalt zu 
werden. Die EFL fordert die nationalen Behörden auf, mit Frauenorganisationen 
zusammenzuarbeiten, um sich ein klareres Bild von den Geschehnissen in den Haushalten zu 
machen, und ihnen kurz- und langfristig die Unterstützung zukommen zu lassen, die sie benötigen, 
um Opfern zu helfen. Außerdem empfiehlt sie spezifische Maßnahmen zur Gewährleistung eines 
durchgehenden Zugangs zu telefonischen Anlaufstellen und rechtlichen Diensten. Das Netzwerk 
Women against Violence Europe (WAVE) hat mit seiner Erfassung der Hilfsdienste wie telefonische 
Anlaufstellen, Frauenzentren und Frauenhäuser für weibliche Opfer in Europa bereits auf Lücken bei 
der Unterstützung hingewiesen. Laut seinem jüngsten Bericht vom Dezember 2019 gibt es in 21 EU-
Ländern mindestens eine telefonische Anlaufstelle für Opfer, wobei jedoch nur 16 den 
Mindeststandards der Istanbul-Konvention entsprechen und gebührenfrei und rund um die Uhr 
erreichbar sind; außerdem erfüllen nur fünf Mitgliedstaaten die Mindeststandards im Hinblick auf 
die Bettenzahl in Frauenhäusern. 

Ein weiteres Thema der jüngsten Debatten waren die der Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen im 
Rahmen der EU-Förderprogramme für den Zeitraum 2021–2017 zugedachten Mittel. Im 
September 2020 verfassten 14 Mitglieder des Bündnisses „European Coalition to End Violence 
against Women and Girls“ einen offenen Brief an die Entscheidungsträger in der EU zum MFR 2021–
2027 und zu den Aufbauplänen der EU im Rahmen von „NextGenerationEU“, in dem sie die EU 
dringend aufforderten, ausreichend EU-Mittel zur Förderung der Gleichstellung der Geschlechter 
und die Bekämpfung und Beendigung von Gewalt gegen Frauen und Mädchen bereitzustellen. Das 
Bündnis setzt sich für eine Verdreifachung der für das Programm „Bürger, Gleichstellung, Rechte 
und Werte“ vorgesehenen Mittel auf 1,83 Mrd. EUR ein. Zudem fordert es mehr Mittel für das EIGE. 
Die EFL formulierte in einem offenen Brief an den ECOFIN-Rat vom 3. November 2020 ähnliche, auf 
eine solide Finanzausstattung abzielende Forderungen. 

Der Beitritt zur Istanbul-Konvention ist ein Punkt, der zwar schon länger auf der Agenda steht, aber 
nach wie vor aktuell und sehr wichtig ist, nicht zuletzt, da die Konvention das Fundament für einen 
systematischen und EU-weiten Ansatz für die Bekämpfung geschlechtsspezifischer Gewalt bildet. 
Dies wird von zahlreichen Organisationen so gesehen, und viele von ihnen haben sich in den 

https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=en&reference=2018/2055(INI)
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2016-0227_DE.html
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/summary.do?id=1339886&t=d&l=en
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20200206IPR72025/the-eu-must-contribute-to-ending-female-genital-mutilation-say-meps
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P7-TA-2014-0068+0+DOC+XML+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2016-0073_DE.html
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2016-0073_DE.html
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P7-TA-2013-0579+0+DOC+XML+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2017-0329_DE.html
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2017-0329_DE.html
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2019/2166(INI)&l=en
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2019/2166(INI)&l=en
https://oeil.secure.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2020/2035(INL)&l=en
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2019-0111_DE.html
http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-8-2019-0111_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2020-0039_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-new-boost-for-jobs-growth-and-investment/file-mff-rights-and-values-programme
https://womenlobby.org/
https://www.womenlobby.org/The-gendered-impact-of-COVID-19
https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/aid_development_cooperation_fundamental_rights/presentation_ewl-wave_overview_and_recommendations_webinar_on_dv_final_may_2020_en.pdf
http://www.wave-network.org/
https://www.wave-network.org/wp-content/uploads/WAVE_CR_200123_web.pdf
https://www.wave-network.org/2020/09/23/open-letter-to-eu-decision-makers-funding-the-fight-to-end-violence-against-women-and-girls/
https://www.womenlobby.org/Open-letter-to-the-ECOFIN-Council-calling-for-a-long-term-EU-budget-and
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vergangenen Jahren für eine Ratifizierung der Konvention durch die Mitgliedstaaten eingesetzt, 
darunter die EFL, der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss und die Organisation „European 
Coalition to End Violence against Women and Girls“, ein strategisches Bündnis aus über 
25 transeuropäischen, in den Bereichen Menschenrechte und soziale Gerechtigkeit tätigen 
Organisationen der Zivilgesellschaft, das im Juni 2018 anlässlich des ersten Jahrestages der 
Unterzeichnung der Istanbul-Konvention durch die EU sein Bedauern darüber zum Ausdruck 
brachte, dass beim Ratifizierungsprozess nicht ausreichend Fortschritte erzielt werden. 

Im Hinblick auf den Rechtsrahmen der EU zur Bekämpfung geschlechtsspezifischer Gewalt hat die 
EFL eine umfassende EU-Strategie zur Beendigung aller Formen von Gewalt gegen Frauen in Europa 
gefordert. Im September 2019 hat die EFL bei einer vom finnischen Ratsvorsitz organisierten 
Konferenz ihre Forderung nach einem umfassenden EU-weiten Aktionsplan zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen einschließlich einer Richtlinie bekräftigt, die alle Formen der 
Gewalt umfasst. Die EFL fordert die EU zudem dringend zum Erlass von Rechtsvorschriften auf, um 
der Prostitution und dem Sexhandel ein Ende zu setzen, indem der Kauf von Sex bis 2020 unter 
Strafe gestellt wird. Es sind mittlerweile zwanzig Jahre vergangen, seit die EFL einen Antrag 
angenommen hat, in dem festgestellt wird, dass Prostitution und Frauenhandel eine grundlegende 
Verletzung der Menschenrechte der Frauen darstellen. 

Überwachung ist für die Interessenträger ein weiteres wichtiges Thema. Die Beobachtungsstelle der 
EFL für Gewalt gegen Frauen, der Mitglieder aus 32 europäischen Ländern sowie sieben 
internationale und europäische Frauenorganisationen angehören, ermittelt Probleme und 
überwacht kontinuierlich den Fortschritt bei der Beseitigung der Gewalt gegen Frauen. Ein neuerer 
Interessen- und Maßnahmenschwerpunkt ist die Annahme internationaler Standards zur 
Beendigung von Gewalt gegen Frauen in der Arbeitswelt. Ein weiteres zentrales Thema der EFL und 
anderer Organisationen ist die Schaffung eines Bewusstseins für die Existenz und die Auswirkungen 
von Online-Gewalt. Die EFL hat 2017 eine Analyse der Lage veröffentlicht und eine Initiative zur 
Unterstützung von politisch engagierten Frauen gestartet. WAVE hat als Teil des CYBERSAFE-
Projekts Untersuchungen zu Cyber-Gewalt gegen Frauen und Mädchen veröffentlicht. Der 
Projektbericht 2020 enthält eine Literaturübersicht zu diesem Thema und zeichnet ein Bild von der 
Lage in verschiedenen EU-Mitgliedstaaten. 

Ferner betonen die Interessenträger, wie wichtig es ist, auf die besondere Situation und die 
besonderen Bedürfnisse verschiedener Gruppen von Frauen einzugehen und sich für bestimmte 
Bevölkerungsgruppen stark zu machen. Ein wichtiger Tätigkeitsbereich des WAVE-Netzwerks ist die 
Schaffung eines Bewusstseins für die Bedeutung von spezialisierten Unterstützungsdiensten für 
Frauen sowie die Arbeit am Schutz dieser Dienste vor einer geschlechtsneutralen Politik und 
geschlechtsneutralen Verfahren. Im August 2020 veröffentlichte WAVE ein Handbuch darüber, wie 
diesem Phänomen begegnet werden kann. Darin wird das Erfordernis in den Vordergrund gerückt, 
dass diese Dienste dem Umstand Rechnung tragen müssen, dass unterschiedliche weibliche Opfer 
von Gewalt mit verschiedenen Formen der Diskriminierung konfrontiert sind. Außerdem 
veröffentlichte das Netzwerk ein Positionspapier über Intersektionalität und einen inklusiven Ansatz 
für den Umgang mit geschlechtsspezifischer Gewalt und gab spezifische Empfehlungen für die 
Verbesserung der Unterstützung und des Schutzes von älteren Frauen und von Frauen mit 
Behinderung ab. Eine Reihe von Organisationen bemüht sich um Aufklärung über schädigende 
Praktiken wie Genitalverstümmelung und um die Verhinderung dieser Praktiken. Das Netzwerk 
European Network of Migrant Women (ENOMW) hat darauf aufmerksam gemacht, dass die Zahl der 
weiblichen Opfer des Menschenhandels in der Europäischen Union zunimmt. Es hat umfassende 
Unterstützungs- und Rehabilitationsprogramme sowie eine bessere Ausbildung des Personals der 
Aufnahmezentren und Maßnahmen zur Bekämpfung der Nachfrage gefordert. Vor kurzem hat das 
Netzwerk die Kommission aufgefordert, das Mandat der EU-Koordinatorin für die Bekämpfung des 
Menschenhandels zu verlängern, und hat darüber hinaus auf die besondere Gefährdung von 
Migrantinnen während der Pandemie aufmerksam gemacht, da Sicherheitsmaßnahmen bei ihnen 
oft nicht anwendbar sind.  
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